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Vorwort 

Die Arbeit hat dem Fachbereich Rechtswissenschaft I der Universität 
Hamburg im Januar 1980 als Dissertation vorgelegen. Das Manuskript 
wurde im November 1979 abgeschlossen. Neuere Veröffentlichungen 
konnten bis Mai 1981 berücksichtigt werden, wenn auch nur noch in den 
Anmerkungen. 

Mein Dank gilt vor allem meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. 
Eberhard Schmidhäuser, der die Beschäftigung mit den erfolgsqualifi-
zierten Delikten aus neuerer Sicht angeregt und mir bei der Abfassung 
der Arbeit durch Gespräche und weiterführende Hinweise vielfach Hilfe 
geleistet hat. Seine kritische Auseinandersetzung mit der Entscheidung 
des BVerfG zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der lebenslangen Frei-
heitsstrafe für Mord (in JR 1978, S. 265 ff.) und die Diskussionen anläß-
lich seiner Entwürfe zu dieser Urteilsbesprechung im Rahmen meiner 
Assistententätigkeit gaben den entscheidenden Anstoß, mich speziell auf 
die verfassungsrechtliche Problematik der erfolgsqualifizierten Delikte 
zu konzentrieren. 

Zu Dank verpflichtet bin ich Herrn Prof. Dr. Schmidhäuser auch für 
die Aufnahme der Arbeit in die Reihe der Strafrechtlichen Abhand-
lungen. 

Schließlich danke ich meiner Frau, die einen Großteil der Manuskripte 
für mich geschrieben und korrigiert hat und die mich, obwohl (oder ge-
rade weil) sie selbst nicht Juristin ist, auf manche Unstimmigkeit oder 
Ungenauigkeit in den Formulierungen hingewiesen hat. 

Großhansdorf, im Juni 1981 
Claus Lorenzen 
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Einleitung 

Seit Inkrafttreten des Strafgesetzbuches sind die sog. erfolgsqualifi-
zierten Delikte im strafrechtswissenschaftlichen Schrifttum umstritten 
und dogmatisch wenig geklärt. Auffälligstes Merkmal dieser Delikts-
gruppe ist die erhebliche Strafschärfung, die ein selbständig strafbares 
Grunddelikt beim Eintritt eines besonderen, weiteren Erfolges (z. B. in 
§ 226 StGB beim Tod eines Me!:3chen aufgrund einer körperlichen Miß-
handlung) erfährt. Ein großer Teil der heute geltenden Bestimmungen 
über erfolgsqualifizierte Delikte war bereits im RStGB von 1871 ent-
halten. Da zunächst eine Regelung fehlte, welche die erhöhte Strafbar-
keit von der Schuld des Täters abhängig machte, wurden diese Straf-
tatbestände schon kurz nach ihrer Einführung als Relikte eines über-
lebten Erfolgsstrafrechts kritisiertl. 

Ihre Vereinbarkeit mit dem Schuldgrundsatz wurde - jedenfalls so-
weit es das Erfordernis der Fahrlässigkeit hinsichtlich des Erfolges be-
trifft - erst im Jahre 1953 durch die Einführung des § 56 StGB (des 
heutigen § 18) hergestellt. Der jahrzehntelange Meinungsstreit über die 
Frage, ob ein schuldlos herbeigeführter Erfolg straferhöhend wirken 
kann, wenn nur zwischen dem vorsätzlich begangenen Grunddelikt und 
der schweren Folge ein Kausalzusammenhang besteht, wurde damit be-
endet und bedarf heute keiner Erörterung mehr. Es zeigte sich jedoch 
bald nach der Einführung des § 56, daß die Problematik der erfolgsqua-
lifizierten Delikte hierdurch nicht beseitigt worden war. Das Mit- und 
Nebeneinander von Vorsätzlichkeit und Fahrlässigkeit in einem Tat-
bestand erfüllte zwar die Forderung nach einer lückenlosen Durchset-
zung des Schuldgrundsatzes, stellte sich aber als "Fremdkörper in un-
serem Strafgesetzbuch"2 dar, was zu einer Vielzahl von offenen Fragen 
hinsichtlich des Versuchs, der Teilnahme und der Konkurrenzverhält-
nisse zu den normalen Erfolgsdelikten führte. So ist beispielsweise um-
stritten, ob eine Versuchsstrafbarkeit bei manchen erfolgsqualifizierten 
Delikten (z. B. § 226) überhaupt denkbar ist, bzw. ob der Versuch eines 
erfolgsqualifizierten Delikts nur dann vorliegt, wenn der qualifizie-
rende Erfolg eingetreten und nur das Grunddelikt nicht vollendet ist. 
Teilnahmeprobleme ergeben sich daraus, daß für Anstiftung und Bei-

1 Bekannt geworden ist die Kritik Löfflers (S.279) an der "durch nichts zu 
rechtfertigende(n) Barbarei" der reinen Erfolgshaftung. 

2 Schneider, JR 1955, S.414. 

2 Lorenzen 
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hilfe Vorsätzlichkeit hinsichtlich der vom Haupttäter begangenen Tat 
erforderlich ist (§§ 26, 27), bei den erfolgsqualfizierten Delikten hin-
gegen Fahrlässigkeit genügen soll. Hier ist streitig, ob die Konstruk-
tion einer fahrlässigen Teilnahme möglich ist. Diese und zahlreiche 
weitere Einzelprobleme der erfolgsqualifizierten Delikte sind schon häu-
fig monographisch behandelt worden3, wobei jedoch die grundlegende 
Frage nach der Rechtsnatur und der Eigenständigkeit dieser Vorschrif-
ten entweder nur am Rande oder aber lediglich bezogen auf den jewei-
ligen Aspekt der Untersuchung (z. B. Teilnahme oder Versuch) ange-
sprochen wird. 

Nur selten erörtert werden dabei die zum Teil "ungeheuren'" Straf-
schärfungen der Qualifikationen gegenüber dem Grunddelikt, obwohl 
anerkannt ist, daß sich der Charakter einer Norm nicht allein durch 
die tatbestandliche Geschehensschilderung, sondern regelmäßig auch 
durch die darauf bezogene Strafdrohung bestimmt. Ebenfalls nur ver-
einzelt5 ist im Schrifttum die Frage aufgeworfen worden, ob auf die 
Erfolgsqualifikationen de lege ferenda nicht überhaupt verzichtet wer-
den sollte, wodurch sämtliche offenen Probleme entfallen würden, die 
sich aus der Kombination von vorsätzlichem Grunddelikt und fahrlässig 
herbeigeführter schwerer Folge ergeben. So forderte J escheck6 in den 
Sitzungen der Großen Strafrechtskommission die völlige Abschaffung 
der erfolgsqualifizierten Delikte zugunsten einer Bestrafung nach den 
Regeln der Tateinheit bzw. die Einführung von Regelstrafdrohungen 
für "besonders schwere Fälle". Die Mehrheit der Kommissionsmitglie-
der entschied sich jedoch für eine Beibehaltung vor allem unter krimi-
nalpolitischen Gesichtspunkten. Gewarnt wurde insbesondere vor der 
Aufgabe der erhöhten Strafdrohungen. Dies sei angesichts der "Ten-
denz unserer Gerichte zur Milde"7 nicht zu vertreten. Auch in den Ver-
handlungen des Sonderausschusses zum 2. StRG kam man überein, die 
erfolgsqualifizierten Delikte grundsätzlich beizubehalten8 • 

Es mag sein, daß sich der Reformgesetzgeber zur völligen oder teil-
weisen Beseitigung dieser Deliktsgruppe nur nicht entschließen konnte, 
um sich "angesichts der erst in den Anfängen befindlichen wissenschaft-
lichen Diskussion nicht zu voreiligen Schritten veranlaßt (zu) sehen, 
deren kriminalpolitische Konsequenzen bedauerlich sein könnten"9. 

3 Vor allem in den Dissertationen von Gosch (S. 26 ff.), Hänle (S. 25 ff.), 
Widmann (S. 50 ff.) und See bald (S. 42 ff.). 

4 Radbruch, S.237. 
5 Löffler, S.281; Schneider, Diss., S. 97 ff.; Jescheck, Niederschr. Bd.2, 

S. 246 ff.; neuerdings (für das Schweizer Recht) Schubarth, ZStW Bd.85, 
S. 754 ff. 

S Jescheck, Niederschr. Bd.2, S. 246 ff. 
7 Dreher, Niederschr. Bd. 2, S. 252. 
• Protokolle V., S.I777, 3159. 



Einleitung 19 

Es soll daher Aufgabe der vorliegenden Arbeit sein, einen Beitrag 
zu dieser Diskussion aus neuerer Sicht zu leisten, wobei primär Fragen 
der Unrechts- und Schuldsteigerung bei den erfolgsqualifizierten De-
likten, daneben aber auch deren kriminalpolitische Funktion unter 
Strafwürdigkeitsgesichtspunkten zu erörtern sein werden. Im Vorder-
grund wird dabei die Analyse und Kritik der in Rechtsprechung und 
Schrifttum zur Rechtsnatur der erfolgsqualifizierten Delikte vertretenen 
Auffassungen stehen, die im einzelnen daraufhin untersucht werden 
sollen, ob sie geeignet sind, eine materielle Eigenständigkeit dieser Be-
stimmungen, insbesondere in Gegenüberstellung mit dem tateinheit-
lichen Zusammentreffen von Grund- und Folgedelikt zu begründen. 

Hier wird sich zeigen, daß sich gerade bei der Diskussion um die 
Natur der erfolgsqualifizierten Delikte der Streit um die gesamtsyste-
matische Einordnung von "Vorsatz" und Fahrlässigkeit in besonderer 
Weise auswirkt und daß sich manche der herkömmlichen Begriffsbil-
dungen hierzu speziell bei der Kombination der beiden Verhaltens-
formen in einem einzigen Tatbestand als verfehlt erweisen. Es soll daher 
unter anderem aufgezeigt werden, daß die in diesem Zusammenhang 
häufig verwendeten Begriffe wie "Gefährdungsvorsatz" und "gestei-
gerte Sorgfaltswidrigkeit" den Zugang zu einem sachgerechten Ver-
ständnis dieser Vorschriften eher erschweren als erleichtern. 

Ob sich aber angesichts der zumeist sehr hohen Strafdrohungen über-
haupt eine Erklärung für den Charakter der erfolgsqualifizierten De-
likte finden läßt, sei bereits hier bezweifelt. Die Mindest- und Höchst-
strafen werden daher nicht nur auf ihre angebliche kriminalpolitische 
Notwendigkeit, sondern auch auf ihre Vereinbarkeit mit Verfassungs-
grundsätzen, vor allem im Hinblick auf das Gebot der Gerechtigkeit, 
das Schuldprinzip und das Verhältnismäßigkeitsprinzip überprüft 
werden müssen. Eine solche Untersuchung ist schon deshalb von beson-
derer Aktualität, weil der Gesetzgeber sich zwar einerseits angesichts 
der Vielzahl der ungeklärten Fragen offenbar nicht dazu bereitfinden 
kann, die bestehenden Vorschriften über erfolgsqualifizierte Delikte er-
satzlos zu streichen, andererseits aber ständig neue Erfolgsqualifika-
tionen als Reaktion auf die bedrohliche Häufung "moderner" Gewalt-
verbrechen schafft. Zu nennen sind hier vor allem die im Jahre 1971 
durch das 11. und 12. StÄndG geschaffenen Tatbestände gegen Men-
schenraub, Geiselnahme und Luftpiraterie (§§ 239 a, 239 b, 316 c StGB), 
die jeweils Erfolgsqualifikationen mit erheblich erhöhten Mindest- und 
Höchststrafen enthalten, woraus eindeutig hervorgeht, daß der Gesetz-
geber auch in Zukunft die erfolgsqualifizierten Delikte als Instrument 

9 Hirsch, GA 1972, S.78. 
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